
Dr. Heltzig (SPD):

Zum ersten: Der Antrag ist noch gar nicht eingebracht.

Zweitens: Wenn es das Präsidium in der Aussprache in Über
einstimmung mit allen Fraktionen und den Geschäftsführern 
festgelegt hat, gibt es eine Aussprache. Die anderen Fraktionen 
können ja auf ihr Rederecht verzichten.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Das ist völlig richtig. Genauso wäre das auch interpretiert wor
den. Ich habe also gesagt, wir müssen natürlich eine Einbrin
gung vornehmen. Das ist völlig klar. Und danach würden die 
Fraktionen dann auch auf ihr Rederecht verzichten, die diesen 
Antrag unterstützen. Das ist völlig klar.

Es gibt einen weiteren Geschäftsordnungsantrag. Bitte schön.

Frau Schubert (PDS):

Herr Präsident! Meiner Meinung nach ist erst einmal das, was 
der Kollege Heltzig gesagt hat, vollkommen korrekt. Außerdem 
hat das Hohe Haus heute mittag die Tagesordnung bestätigt und 

nit auch die Beschlußempfehlung des Präsidiums. Also müs
sen wir mit einer Aussprache verfahren.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Das ist völlig korrekt. Wir verfahren also so. Ich hatte ja den Ta
gesordnungspunkt schon angekündigt, und ich bitte also die 
Fraktionen, die diesen Antrag eingebracht haben, dann entspre
chend ihrem Wunsche auf ihren Redebeitrag zu verzichten.

Für die Fraktion der SPD, die als Einbringer fungiert, bitte ich 
Abgeordneten Rudorf, das Wort zur Begründung zu nehmen.

Dr. Rudorf für die Fraktion der SPD:

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich werde kei
ne Stunden sprechen, ich versichere Ihnen aber, die Sache ist in
sofern wichtig, daß wir darüber reden. Im Staatsvertrag ist im 
Artikel 9 festgelegt:

__, „Erscheinen Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages
erforderlich, um eines seiner Ziele zu verwirklichen, so wer
den sie zwischen den Regierungen der Vertragsparteien 
vereinbart.“

An dieser Stelle möchten wir einhaken und möchten sagen: 
Wir sind bis zum 3. Oktober noch als Volkskammer und als Regie
rung existent. Wer soll denn nach dem 3. Oktober überhaupt ver
handeln? Dann ist es ja nur noch eine Beschlußlage der Bundes
regierung bzw. des Bundestages.

(Zuruf: Ja eben!)

Ich glaube aber, daß es notwendig ist, daß auf bestimmten Be
reichen schon wesentlich vorher Verhandlungen geführt bzw. 
Festlegungen getroffen werden, insbesondere aus unserem Ge
sichtspunkt bezüglich der finanziellen Entwicklung im 2. Halb
jahr dieses Jahres.

Es kann nicht angehen, daß gesagt wird, daß ein Nachtrags
haushalt erst im September/Oktober beschlossen wird, zu einem 
Zeitpunkt, zu dem die Volkskammer ja überhaupt nicht mehr 
existieren wird. Der Antrag läuft also hauptsächlich darauf hin
aus, daß innerhalb weniger Tage mit der Klärung dieser Dinge 
begonnen wird. Am meisten liegt uns dabei am Herzen, daß über 
die Sperrung der 6,9 % verhandelt wird zwecks umgehender Auf

hebung dieser Sperrung. Sie belastet z.B. unsere Kommunen 
außerordentlich. Aber auch in jedem Ministerium wird über die
se Sperrung geklagt. Es ist allgemein bekannt, daß sie unsere Ar
beit behindert, daß sie auch Arbeitsplätze wegnimmt, in einem 
erheblichen Maße. Aus diesem Grunde ist es notwendig, über 
diese Frage zu verhandeln und umgehend mit dem Nachtrags
haushalt zu beginnen bzw. auch Festlegungen zur Erfüllung un
seres derzeitigen Haushaltes zu treffen. Es ist auch wichtig, daß 
nicht nur gesagt wird, daß von einigen Abgeordneten oder auch 
in früheren Zeiten von Ministern Zahlen über das Defizit veröf
fentlicht wurden. Es wäre wünschenswert, wenn die Regierung 
hier präzise Angaben macht, sowohl die Regierung der Bundes
republik als auch die Regierung der DDR, welche Zahlen nun un
gefähr aus dem jetzigen Stand zu prognostizieren sind und wo 
das Ganze hinläuft.

(Beifall bei der SPD)

Es kann nicht sein, daß man immer nur sagt: Diese Zahlen 
können nicht gemacht werden, das wären Tatarenmeldungen. 
Aber man bringt keine Gegendarstellung, wie es wirklich ist. Es 
hat sich gezeigt, daß z. B. die vom Finanzministerium vor vier 
Wochen bekanntgegebenen Zahlen, die mit solchen Worten be
legt worden sind, nun inzwischen übliches Gedankengut auch 
der Bonner Regierung sind und damit doch ein wesentliches 
Stück in Richtung Klarstellung gebracht haben. Aber die Regie
rung müßte sich umgehend äußern. Wir fordern deshalb umge
hende Nachverhandlungen gerade in dieser Beziehung, um die 
Arbeitslosenversicherung und die Krankenversicherung sicher
zustellen, um eine Sicherheit zu geben, wie es in diesem Herbst 
weiterläuft und den Menschen wieder ein gewisses Gefühl von 
einer Weiterentwicklung zu vermitteln, insbesondere aber auch 
eine Sicherheit, daß sie, wenn sie arbeitslos sind, abgesichert 
sein werden. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Damit eröffne ich die Aussprache. Nachdem die F.D.P., die 
DSU und CDU/DA ihren Redebeitrag zurückgezogen haben, lie
gen noch zwei Wortmeldungen vor. Wir behandeln diese in der 
Reihenfolge Fraktion Bündnis 90/Grüne, PDS.

Ich erteile damit dem Abgeordneten Tschiche von der Frak
tion Bündnis 90/Grüne das Wort.

Tschiche für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit 
Tagen erleben wir hier Schaukämpfe, Schaukämpfe, die deshalb 
ausgetragen werden, damit man günstige Startlöcher im künfti
gen gesamtdeutschen Parlament bekommt. Ich habe den Ein
druck, darüber vergißt man, daß in diesem Land noch Leute le
ben, Leute, die sozialen Schwierigkeiten ausgesetzt sind, von de
nen wir schon lange vorher geredet haben.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Und auch das, was wir jetzt erleben, ist im Grunde ein politischer 
Schaukampf.

(Unverständliche Zurufe bei CDU/DA)

Die SPD hat den ersten Staatsvertrag mit unterzeichnet, und 
sie ist im Grunde damit mitverantwortlich für diesen Staatsver
trag, dessen Konsequenzen wir jetzt sehen.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Diese SPD hat über Wochen versucht, aus der politischen Ver
antwortung auszusteigen; denn sie denkt an Morgen und Über
morgen.
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(Vereinzelt Beifall)


